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Rheinisch-Bergischer Kreis

Herrn Landrat 

Rolf Menzel

Am Rübezahlwald 7

51469  Bergisch Gladbach

Änderungsantrag

Sitzung des Kreistages am 16.10.2008

TOP 18. Vorlage 7/01/0462

Abfassung einer Resolution zur Novellierung

des Sparkassengesetzes NRW

Sehr geehrter Herr Landrat,

die Fraktion der FDP bittet Sie, den nachfolgenden Änderungsantrag zu TOP 18. auf die Tagesordnung der Kreistagssitzung zu setzen und zur Abstimmung zu stellen. Da diese 

Resolution unserer Einschätzung nach weitergehend als die Vorlage 7/01/462 ist, soll sie

diese ersetzen.

Der Kreistag möge beschließen:

Der  Kreistag des Rheinisch-Bergischen Kreises fordert den Landtag des Landes NRW auf,

 die parlamentarische Beratung zur Novellierung des Sparkassengesetzes NRW  vorerst auszusetzen 

a. aufgrund der weltweit  noch nicht überwundenen Finanzkrise, die einer systemischen Krise gleichzusetzen ist

b. aufgrund des noch nicht abgeschlossenen Prüfungsprozesses der EU-Kommission zur Prüfung des von den Aktionären der WestLB AG aufgespannten Risikoschirms unter beihilferechtlichen Gesichtspunkten

Begründung:

Nach Aussage der Bundeskanzlerin erlebt die Weltwirtschaft einschließlich der  

Bundesrepublik Deutschland  die schwerste Belastungs- und Bewährungsprobe seit den zwanziger Jahren des vorigen Jahrhunderts. In Fachkreisen ist die Rede von einem Tsunami

der Finanzkrise. Weltweit wird gerungen um eine Lösung der gefährlichen Entwicklung. Die Gefahren für die Finanzmarktstabilität sind noch lange nicht gebannt. Das zeigen die Äußerungen der führenden Fachleute und Politiker in aller Welt. Ein Indiz dafür sind auch die weiteren geplanten Weltfinanzgipfel. 

Wir halten es für ein Gebot der Stunde, in  dieser finanzpolitisch brisanten Situation, deren Ausgang noch niemand vorhersagen kann, keine neuen gesetzlichen Rahmenbedingungen im Bereich des Sparkassensektors einschließlich der WestLB zu schaffen. Der Gesetzentwurf kann in der vorliegenden Form in keinem Punkt die krisenhafte Entwicklung berücksichtigen. 

Finanzpolitische und wirtschaftliche Weitsicht erfordern deshalb ein Aussetzen der weiteren parlamentarischen Beratung. 







Bergisch Gladbach, d. 16.10.2008

Martin Stähr

